HGieſetz⸗Sammlunnz 
5 für die . 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. . 


— — 


Nr. 7 161.) Verordnung, betreffend die Auflöſung der Berg-Hypothekenkommiſſion zu 
. Breslau und die Abgabe des dortigen Berg-Hypothekenbuches an die ordent- 


lichen Gerichte. Vom 22. Juli 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 
ſerordnen hierdurch, in Ausführung des $. 246. des Allgemeinen Berggeſetzes 
om 24. Juni 1865. (Geſetz⸗Samml. für 1865. S. 705.), was folgt: 8 
ö Artikel J. 

Die auf Grund des Geſetzes, betreffend die Kompetenz der Ober⸗ Berg. 
imter, vom 10. Juni 1861. (Geſetz⸗Samml. für 1861. S. 425.) für den 
zirk des Ober⸗Bergamtes zu Breslau errichtete Berg⸗Hypothekenkommiſſtion 
u Breslau iſt mit dem 1. September d. J. aufgehoben. Die bisher von dieſer 
Behörde geführten Berg⸗Hypothekenbücher werden von dem gedachten Tage ab 
urch die ordentlichen Gerichte fortgeführt. 5 

\ Artikel II. 


i Mit der Ausführung der gegenwärtigen Verordnung ſind der Miniſter 
für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten und der Juſtizminiſter beauftragt. 


Arkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktemm 
Königlichen Inſiegel. 8 


Gegeben Bad Ems, den 22. Juli 1868. 
(I.. S.) Wilhelm. | 
Gr. v. Itzenplitz. Leonhard f 


el 


abtgang 1868. (Nr. 7161-7162) = 97 (Nr. 7162. 
A gegeben zu Berlin den 30. Juli 1868. 8 5 


(Nr. 7162.) Privilegium zur Ausgabe auf den Inhaber lautender Obligationen der Stu 
Schwiebus zum Betrage von 60,000 Thalern. Vom 17. Juni 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen . 


Nachdem der Magiſtrat der Stadt Schwiebus im Einverſtändniſſe mit der 
Stadtverordneten⸗-Verſammlung darauf angetragen hat, die zur Betheiligung der 
Stadt bei dem Bau der Märkiſch-Poſener Eiſenbahn erforderlichen Geldmittel 
im Wege einer Anleihe beſchaffen und zu dieſem Zwecke auf den Inhaber lau- 
tende, mit Zinskupons verſehene, Seitens der Gläubiger unkündbare Obligatio⸗ Fi 
nen zum Betrage von 60,000 Thalern ausgeben zu dürfen, ertheilen Wir in 
Gemäßheit des F. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. wegen Ausſtellung von 
Papieren, welche eine Zahlungsverpflichtung an jeden Inhaber enthalten, durd 
gegenwärtiges Privilegium Unſere landesherrliche Genehmigung zur Ausſtellung 
von auf den Inhaber lautenden Schwiebuser Stadt⸗Obligationen zum Betrage 
von ſechszig Tauſend Thalern, und zwar in ſechshundert Stück zu Einhun⸗ 
dert Thalern. Die Obligationen ſind nach dem anliegenden Schema auszuſtellen, 
i mit fünf vom Hundert jährlich zu verzinſen, von Seiten der Gläubiger unkünd⸗ 
RS bar, von Seiten der Stadt Schwiebus aber von dem nächſtfolgenden Jahre ab, 
nachdem die Märkiſch-Poſener Eiſenbahn vollſtändig fertig und in ihrer ganzen 
Ausdehnung in Betrieb gelangt ſein wird, mit wenigſtens jährlich Einem Pro⸗ 
zent des Kapitals unter Hinzurechnung der Zinſen der getilgten Schuldverſchrei⸗ 
bungen und der außerdem nach Inhalt der auszuſtellenden Stadt⸗ Obligationen 
hierzu zu beſtimmenden ſtädtiſchen Einnahmen zu amortiſiren. N 


Vorſtehendes Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter, 
und ohne dadurch den Inhabern der Obligationen in Anſehung ihrer Befriedi⸗ 
gung eine Gewährleiſtung Seitens des Staats zu bewilligen, erkheilen, iſt durch 
die Geſetz-Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 2 N 


Gegeben Berlin, den 17. Juni 1868. 


(JL. S.) Wilhelm. ö 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg, 9 


. 


pr vinz Brandenburg, Regierungsbezirk Frankfurt a. oo. 


Obligation 
der Stadt Schwiebus 
e 


Ausgefertigt in Gemäßheit des landesherrlichen Priv 
. (Geſetz-Samml. von 1868. S 


Wir; der Magiſtrat der Stadt Schwiebus, urkunden und bekennen hiermit, daß 
Inhaber dieſes Schuldſcheins der Stadt Schwiebus ein Darlehn von 
00 Rthlr. (Einhundert Thalern) Preußiſch Kurant gegeben hat. = 
Dieſes Darlehn bildet einen Theil der zur Betheiligung der Stadt beim 
der Märkiſch⸗Poſener Eiſenbahn auf Grund des Allerhöchſten Privilegii 
. 2 gemachten Anleihe von 60,000 Thalern und wird dem⸗ 
jedem Inhaber dieſer Schuldverſchreibung, beziehungsweise der dazu gehö⸗ 
n Zinsſcheine, unter folgenden Allerhöchſt genehmigten Bedingungen verzinſt 
zurückgezahlt: | | 


I) Es werden 600 Obligationen & 100 Rthlr., mit laufenden Nummern 
von 1. bis 600. verſehen, ausgegeben. 


2) Jeder Obligation werden zwanzig Zinsſcheine für die zehn Jahre von 
186. bis 187., zahlbar postnumerando am 1. April und 1. Oktober 
jeden Jahres, ſowie ein Talon zur Einlöſung der zweiten Zinsſchein⸗ 
Serie beigefügt. 


3) Nach Ablauf dieſer, ſowie jeder folgenden zehn Jahre werden neue Zins⸗ 
ſcheine nebſt Talon für je zehn Jahre nach vorheriger öffentlicher Be⸗ 
kanntmachung von der Haupt⸗Stadt⸗ und Kämmereikaſſe hierſelbſt an 
den Präſentanten des Talons ausgereicht. 


4) Die Vetzinſung erfolgt zu fünf Prozent jährlich in halbjährigen Ter⸗ 
minen am 1. April und 1. Oktober. 5 


5) Zur Tilgung des aufgenommenen ganzen Darlehns von 60,000 Rthlr. 
werden verwendet: a a 
a) jährlich der Betrag von Einem Prozent des ganzen Schuldkapitalss 
oder 600 Rthlr., welcher zu dieſem Zwecke im Stadthaushale 
Etat beſonders ausgeworfen wird; 1 
N b) nach 


n 


6 


7 


8 


9 


nr 


— 


— 


— 


p) nach Beginn der Amort 


— 16 


iſation die durch die allmäligen Rückza 
lungen erſparten Zinſen; . 
e) der volle Erlös, welchen die Stadt Schwiebus aus dem Verkaufe 
der mittelſt der in Rede ſtehenden Anleihe zu erwerbenden 30,000 
Rthlr. Stammaktien und 30,000 Rthlr. Stamm ⸗Prioritäts⸗ 
aktien der Märkiſch⸗Poſener Eiſenbahngeſellſchaft erzielt) 9 
d) fo lange und fo weit fi) die Stadt Schwiebus noch im Beſitze 
der vorgedachten Stamm- und Prioritätsaktien befindet, derjenige 
Theil der darauf fallenden Jahresdividende, welcher den Betrag 
von fünf Prozent des Aktienkapitals überſteigt. 
Die Amortiſation beginnt in dem nächſtfolgenden Jahre, nachdem die 
Märkiſch⸗Poſener Eiſenbahn vollſtändig fertig und in ihrer ganzen Aug: 
dehnung in Betrieb geſetzt fein wird. Die hiernach alljährlich zu tilgen 
den Kapitalsbeträge werden, jedoch nur in runden Summen von 100 
Rthlr., im Monat März ausgelooſt und am 1. Oktober ausgezahlt. 
Die Auslooſung erfolgt von der Kaſſendeputation unter Zuziehung 
zweier Stadtverordneten. 


Gleich nach erfolgter Auslooſung werden die ausgelooſten Obligationen 
in dem hieſigen Wochenblalte „dem Kreisblatte, dem Staatsanzeiger, der 
Nationalzeitung und der Berliner Börſenzeitung öffentlich bekannt 95 4 
macht und die Eigenthümer zur Einlöfung aufgefordert. In diefe Be 
kanntmachung ſollen auch die in den vorhergehenden Jahren ausgelooſten 
und noch nicht eingelöſten Obligationen zehn Jahre lang mit aufge⸗ 
nommen werden. Jedesmal, ſobald eins der vorerwähnten Blätter ein⸗ 
geht, wird mit Genehmigung der Königlichen Regierung zu Frankfurt 
a. d. O. ein entſprechendes anderes Blatt gewählt. = 
Die Auszahlung der ausgelooften Obligationen erfolgt nach dem Nenn⸗ 
werthe im Lokal der Haupt⸗Stadt⸗ und Kämmereikaſſe hierſelbſt gegen 
Rückgabe der Obligation nebſt Zinsſcheinen und Talon. Sollten die 
Se Zinsſcheine fehlen, jo wird der Betrag der fehlenden zu 
rückbehalten und zur Einlöſung derſelben verwendet, event. den Gläu⸗ 

bigern nachgezahlt. 


Werden die ausgelooſten Obligationen nicht bis zu dem nächſtfolgenden 
1. Oktober zur Einlöſung eingereicht, ſo hört dennoch mit dieſem Tage 
die Verzinſung auf. Auf die Beträge der ausgelooſten Obligationen, 
die nicht eingelöſt werden, haben die Eigenthümer nur inſoweit ein 
1 175 fie fi) noch binnen dreißig Jahren nach eingetretener Fälli - 
eit melden. d 


Der Stadtgemeinde bleibt das Recht, den Tilgungsfonds zu verſtärken, 
oder auch das ganze hiernach angeliehene Kapikal, ſoweit es noch nicht 
getilgt iſt, nach vorheriger ſechsmonatlicher Kündigung zurückzuzahlen. 
Im letzteren Falle erfolgt die Kündigung durch eine dreimalige Be, 
kanntmachung in den oben sub 6. erwähnten Blättern. Den Gläubi-⸗ 
gern ſteht ein Kündigungsrecht nicht zu. 10 Di = 


0) Die getilgten Obligationen werden in Gegenwart des Magiſtrats und 
zweier Stadtverordneten vernichtet, darüber, daß ſolches geſchehen, eine 
Verhandlung aufgenommen und dieſe zu den Akten gebracht. 


11) Die fälligen Zinsſcheine werden von der Haupt⸗Stadt⸗ und Kämmerei⸗ 
kaſſe an Zahlungsſtatt angenommen. 5 


12) Der Betrag der fälligen Zinsſcheine wird an jeden Vorzeiger gegen 
Auslieferung derſelben zu den feſtgeſetzten Terminen ſowohl von der 
Haupt⸗Stadt⸗ und Kämmereikaſſe hierſelbſt, wie auch in Berlin von 
einem durch die oben gedachten Blätter bekannt zu machenden Bankier⸗ 
hauſe gezahlt. Die rückſtändigen Zinſen verjähren, wenn ſie nicht in 
den nächſten vier Kalenderjahren nach dem Jahre ihrer Fälligkeit bei 
der Haupt⸗Stadt⸗ und Kämmereikaſſe hierſelbſt oder in Berlin abge⸗ 
hoben werden. 


13) In Anſehung der verlorenen oder vernichteten Obligationen finden die 
F. 1. bis 13. des Geſetzes vom 16. Juni 1819, ſowie die erlaſſenen 
oder noch zu erlaſſenden, daſſelbe ergänzenden Beſtimmungen, jedoch 
mit folgenden Maaßgaben ſtatt: 

a) die im F. 1. vorgeſchriebene Anzeige wird dem Magiſtrate zu 
Schwiebus erſtattet. Dieſem werden alle diejenigen Geſchäfte und 
Befugniſſe beigelegt, welche nach der angeführten Verordnung dem 
Schatzminiſterium zukommen, gegen feine Verfügungen findet der 
Rekurs an die Königliche Regierung zu Frankfurt a. d. O. ſtatt , 

b) das im $. 5. gedachte Aufgebot erfolgt bei dem Königlichen Kreis⸗ 
gerichte zu Züllichau = 

e) die dort in den §F. 6. 9. und 12. vorgeſchriebenen Bekanntma⸗ 
chungen ſollen durch die oben unter Nr. 6. angeführten Blätter 
geſchehen / 

d) in Stelle der im $. 7. erwähnten ſechs Zinszahlungstermine ſollen 
acht, und anſtatt des im F. 8. erwähnten achten Zinszahlungster⸗ 
mins ſoll der zehnte abgewartet werden. 


14) Das geſammte Vermögen und die Steuerkraft der Stadt Schwiebus 
haftet den Gläubigern für dieſe Schuld. 


Urkundlich ausgefertigt unter Siegel und verordneter Unterſchrift. 
Schwiebus, den . ten er ER 18.. 


Der Magiſtrat. 
(Unterſchrift des Dirigenten und noch eines Magiſtratsmitgliedes.) 
b Haupt⸗Stadt⸗ und Kämmereikaſſe. 


8 Hierzu a ere Nr. 1. Eingetragen in die Kaſſenkontrole Fol...... 


(Nr. 7162.) ö 5 Pro» 


Provinz Brandenburg, egierungsbezirk Frankfurt a. d. © 
| über i 
2 Nthlr. 15 Sgr., geſchrieben Zwei Thaler Fünfzehn Silbergroſchen 
der 5 
Schwiebuser Stadt⸗Obligation ME ..... 
i über 100 Nthlr. 
Inhaber dieſes empfängt am ran 18. die halbjährigen Zinfen der 
Stadt ⸗ Obligation . mit 2 Rthlr. 15 Sgr., geſchrieben Zwei Thaler 


Fünfzehn Silbergroſchen, aus der Haupt-Stadt- und Kämmereikaſſe hierſelbſt. 
Schwiebus, den .. = ag 


Der Magiſtrat. 


Kämmereikaſſe. 
Eingetragen Kontrole Fol. .... 


2 . Die hier genannten Zinſen verjähren, wenn ſie in den nächſten vier Kalenderjahrer 
nach dem Ablaufe des Jahres ihrer Fälligkeit nicht erhoben werden. 


Provinz Brandenburg, Regierungsbezirk Frankfurt a. d. O. 


D d el o n 


n d zur 
Schwiebuser Stadt⸗Obligation A ..... 
über 100 Nthlr. 


Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen Rückgabe deſſelben ohne 
weitere Prüfung ſeiner Legitimation die zweite Serie von zwanzig Stück Zins 
kupons zur vorbezeichneten Stadt⸗Obligation, ſofern nicht von dem Inhaber der 
letzteren gegen dieſe Ausreichung proteſtirt worden iſt. Im Falle eines ſolche 
Widerſpruchs erfolgt die Ausreichung der neuen Kupons an den Inhaber der 
Obligation. 

Schwiebus, den 


7163.) Bekanntmachung, betreffend die mit dem Großherzogthume Sachſen getroffene 
Uebereinkunft wegen Ausdehnung der zur Beförderung der Rechtspflege 
abgeſchloſſenen Konvention vom 23.29. März 1852. auf die neu erwor⸗ 
benen Landestheile. Vom 25. Juli 1868. 


\ Di Königlich Preußiſche und die Großherzoglich Sächſiſche Regierung ſind 
ülereingekommen, daß die zwiſchen ihnen unterm 23.) 29. März 1852. getroffene 
Uebereinkunft zur Beförderung der Rechtspflege nebſt den nachträglichen Verein- 


3 3. Februar 10. Februar 1857. gr f R 5 " 
barungen vom zn 1855. und 9 November 1856. für die Dauer ihrer Gül⸗ 


tigkeit (Artikel 48.) auch Wirkſamkeit haben ſoll für die durch das Preußiſche 
Geſetz vom 20. September 1866. und durch die beiden Preußiſchen Geſetze vom 
24. Dezember 1866. mit der Preußiſchen Monarchie vereinigten Landestheile, 
jedoch mit der Einſchränkung, daß in Beziehung auf die Provinz Hannover nur 
die Artikel 34. bis 42. inkl. der Uebereinkunft und die Beſtimmungen der 
Artikel 1. 43. bis 46. inkl. inſoweit, als ſich dieſe Beſtimmungen auf die Straf⸗ 
gerichtsbarkeit beziehen, in Geltung treten. Dabei wird es als ſelbſtverſtändlich 
erachtet, daß an Stelle der im Artikel 43. erwähnten Beſtimmung der in den 
gedachten Landestheilen nicht eingeführten Königlich Preußiſchen Verordnung vom 
I. Juni 1833. die entſprechenden, in den einzelnen Königlich Preußiſchen Landes⸗ 
theilen geltenden prozeßrechtlichen Vorſchriften treten. 
Alle älteren Verträge, welche von der Großherzoglich Sächſiſchen Regie⸗ 
rung über Gegenſtände der vorliegenden Uebereinkunft mit den ehemaligen Re⸗ 
gierungen der bezeichneten, mit der Preußiſchen Monarchie vereinigten Landes⸗ 
heile abgeſchloſſen worden find, insbeſondere die im Jahre 1828. mit dem 
vormaligen Königreich Hannover wegen der gegenſeitigen Auslieferung der Ver⸗ 
brecher, im Jahre 1843. mit Kurheſſen wegen Unterſuchung und Beſtrafung der 
von Unterthanen des einen Theils in dem Gebiete des anderen Theils begange⸗ 
nen Verbrechen oder Vergehen und wegen der Koſten in Unterſuchungsſachen 
aghgeſchloſſenen Konventionen, werden als erloſchen angeſehen. Jedoch ſoll es in 
Bezug auf das Gebiet des vormaligen Kurfürſtenthums Heſſen bei der zwiſchen 
. der Großherzoglich Sächſiſchen und der vormals Kurheſſiſchen Regierung getrof⸗ 
* fenen Uebereinkunft vom = Pear 1836. wegen Beſtrafung der Forſt⸗, Jagd- 
Fischerei- und Feldfrevel auch ferner fein Bewenden behalten. 
Zu Urkund deſſen iſt die gegenwärtige Miniſterial⸗Erklärung ausgefertigt 
worden, um gegen eine entſprechende Erklärung des Großherzoglich Sächſiſchen 
Staatsminiſteriums ausgewechſelt zu werden. 


Berlin, den 25. Juli 1868. 
Der Königlich Preußiſche Miniſter der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 


In Vertretung: 
(L. S.) v. Thile. 


(Nr. 7168.) Vor⸗ 


chende Erklärung wird, na 
Großherzoglich Sächſiſchen St f 5 x 
ewechſelt worden ift, hiermit zur e Kenntniß sea 


Berlin, den 25. Juli 1868. 


Der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten 
In Vertretung: 
v. Thile. 


Bein, 5 e in der Ager en Sin fu 
we v. Decker ). 


